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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - So 10/72 Bonn, den 16. August 1972 


An den Herrn 

i i äsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.-. Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vorschlä- 
ge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

einen Beschluß des Rates über die Maßnahmen des Euro- 
päischen Sozialfonds zugunsten der aus der Landwirtschaft 
abwandernden Personen 

einen Beschluß des Rates über eine Beteiligung des Euro- 
päischen Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten der im 
Textil- und Bekleidungssektor beschäftigten Personen 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2397/71 des Rates über die Beihilf en r 
zu denen Zuschüsse aus dem Europäischen Sozialfonds ge- 
währt werden können. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 4. August 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittel- 
ten Begründungen beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 % 

Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates 
über die Maßnahmen des Europäischen Sozialfonds zugunsten 
der aus der Landwirtschaft abwandernden Personen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 1. Fe- 
bruar 1971 über die Reform des Europäischen Sozial- 
fonds, insbesondere auf Artikel 4 x ), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 4 des Ratsbeschlusses vom 1. Fe- 
bruar 1971 beschließt der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission über die für eine Beteiligung des Fonds in 
Frage kommenden Bereiche. 

Gemäß Artikel 4 des Ratsbeschlusses vom 1. Fe- 
bruar 1971 bestimmt der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission gegebenenfalls die Personengruppen, die 
eine selbständige Tätigkeit ausüben sollen und zu 
deren Gunsten Zuschüsse des Fonds gewährt werden 
können. 

Die Modalitäten für die Beteiligung und die Ar- 
beitsweise des Fonds sind in der Verordnung (EWG) 
Nr. 2396/71 des Rates festgelegt 2 ). 

In der Richtlinie des Rates vom 17. April 1972 
über die sozio-ökonomische Information und die 
berufliche Qualifikation der in der Landwirtschaft 
tätigen Personen 3 ) heißt es in Artikel 12, Absatz 2 
vierter Gedankenstrich ausdrücklich, daß die Bei- 
hilferegelung zugunsten der Personen, die in der 
Landwirtschaft tätig sind und sich einer außerland- 
wirtschaftlichen Tätigkeit widmen wollen - Artikel 7 
der Richtlinie - nur bis zu dem Zeitpunkt gilt, zu 
dem der vom Rat gemäß Artikel 4 des Ratsbeschlus- 
ses vom 1. Februar 1971 über die Reform des Euro- 
päischen Sozialfonds zu fassende Beschluß in Kraft 
tritt. 

Die unausgewogene Beschäftigungslage in der 
Landwirtschaft nimmt ein solches Ausmaß an, daß 
eine erhebliche Anzahl von Personen gezwungen 
sein wird, einen anderen Beruf auszuüben und zu 
diesem Zweck neue Berufskenntnisse zu erwerben 
und mitunter den Wohnsitz zu wechseln. 

In der Richtlinie des Rates vom 17. April 1972 zur 
Förderung der Einstellung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit und der Verwendung der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke der 
Strukturverbesserung 4 ) ist vorgesehen, daß die 
Maßnahmen für Strukturbeihilfen an die Landwirte 
nur dann voll wirksam sein können, wenn der Euro- 


päische Sozialfonds den aus der Landwirtschaft ab- 
wandernden Personen die Möglichkeit bietet, neue 
berufliche Qualifikationen zu erwerben. 

Die vom Rat beschlossene Reform des Europäi- 
schen Sozialfonds ermöglicht es, einen Teil der Maß- 
nahmen zu übernehmen, die in den Mitgliedstaaten 
zur Förderung der Umschulung und Wiederbeschäf- 
tigung der aus der Landwirtschaft abwandernden 
Personen bestehen oder geplant sind. 

Die selbständigen Tätigkeiten können in gewissen 
Fällen der Mentalität und der Eignung der ehemals 
in der Landwirtschaft beschäftigten Personen bes- 
ser angepaßt werden; diesen Tätigkeiten stehen ge- 
genwärtig und in Zukunft größere Möglichkeiten 
offen. 

Die Abwanderung der erwerbstätigen Bevölke- 
rung aus der Landwirtschaft droht sich auf die Be- 
schäftigung der Personen auszuwirken, deren Tätig- 
keit durch ihre enge Verbindung mit der Landwirt- 
schaft unmittelbar durch ihre Entwicklung oder Mo- 
dernisierung betroffen ist. 

Es werden bessere Ergebnisse erzielt, wenn die 
erforderlichen Maßnahmen für. die Umschulung von 
aus der Landwirtschaft abwandernden Personen in 
einen einheitlichen Rahmen gestellt werden. 

In den auf der Grundlage von Artikel 4 des Rats- 
beschlusses vom 1. Februar 1971 gefaßten Beschlüs- 
sen bestimmt der Rat, für welche der in den Durch- 
führungsvorschriften nach Artikel 127 festgelegten 
Arten der Beihilfen die Zuschüsse des Fonds in An- 
spruch genommen werden können - 


HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST: 


Artikel 1 

Auf der Grundlage von Artikel 4 des Ratsbeschlus- 
ses vom 1. Februar 1971 kann sich der Fonds an 
Maßnahmen zur beruflichen Umstellung auf eine 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 15 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 54 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1971, S. 15 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972, S. 1 
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abhängige oder unabhängige Tätigkeit von Personen 
beteiligen, welche die Landwirtschaft verlassen, um 
eine Tätigkeit außerhalb der Landwirtschaft auszu- 
üben, oder deren berufliche Tätigkeit durch ihre 
enge Verbindung mit der Landwirtschaft unmittelbar 
von deren Entwicklung oder Modernisierung betrof- 
fen wird oder davon bedroht ist. 

Artikel 2 

Um einen Zuschuß aus dem Fonds erhalten zu kön- 
nen, müssen die Maßnahmen zugunsten der in Arti- 
kel 1 genannten Personen ganz oder teilweise zu 
einem besonderen Programm gehören, das als zu- 
sammenhängendes Ganzes die zur Umstellung der 
betreffenden Personen notwendigen Maßnahmen 
regelt. 

Artikel 3 

Zuschüsse aus dem Fonds auf der Grundlage dieses 
Beschlusses können für die Beihilfen gewährt wer- 


den, die in der Verordnung (EWG) Nr. 2397/71 des 

Rates und der Verordnung (EWG) Nr /72 des 

Rates aufgeführt sind. 


Artikel 4 

Die Maßnahmen, welche in Einklang mit Artikel 2 
ausschließlich zugunsten der in Artikel 1 genannten 
Personen durchgeführt werden, können nicht Gegen- 
stand von Zuschußanträgen auf der Grundlage von 
Artikel 5 des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 
sein. 


Artikel 5 

Dieser Beschluß tritt am fünften Tage nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Der Rückgang der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
bevölkerung ist kennzeichnend für unsere Zeit. Der 
Umfang dieses Rückgangs ist von Land zu Land un- 
terschiedlich. Er geht in die Hunderttausende in den 
Benelux-Ländern und in die Millionen in der Bundes- 
republik Deutschland, in Frankreich und Italien. 
Zwischen 1950 und 1970 mußten in der EWG etwa 
die Hälfte der in der Landwirtschaft Beschäftigten 
die Landwirtschaft verlassen. In der Regel waren es 
zunächst die unselbständig Tätigen und sodann die 
mithelfenden Familienangehörigen, die abwander- 
ten. In Italien allerdings verlassen die Hilfskräfte 
und die vorübergehend Beschäftigten die Landwirt- 
schaft im gleichen Maße wie die Betriebsleiter. 

2. Da der relative Rückgang der Einkommen be- 
stimmter Betriebstypen die Hauptursache für diese 
Abwanderung ist, die durch einzelstaatliche oder ge- 
meinschaftliche Maßnahmen bisher nur geringfügig 
beeinflußt werden konnte, ist damit zu rechnen, daß 
dieser Trend anhalten wird. Die Fortsetzung der 
Bemühungen um eine ständige Verbesserung der 
Lebensbedingungen und der Einkommen in der 
Landwirtschaft - beides Ziele der gemeinsamen 
Agrarpolitik - geht zwangsläufig mit einem Rück- 
gang der landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung 
einher. 

3. Die Ergebnisse einer Erhebung, welche die Kom- 
mission in den sechs Ländern der Gemeinschaft un- 
ter Mitwirkung unabhängiger Sachverständiger über 
die Umschulung von aus der Landwirtschaft abwan- 
dernden Personen durchgeführt hat, machen die 
Dringlichkeit einer globalen Umstellungspolitik 
deutlich. Besondere Bedeutung kommt dabei der 
Information, der Bildung von Beratergruppen und 
der Notwendigkeit zu, in die Umstellungsvorhaben 
oder Maßnahmen sämtliche damit verbundenen 
Faktoren, wie Information, Umschulung, Wieder- 
beschäftigung, Wohnung und soziale Wiederein- 
gliederung einzubeziehen. Angesichts des Ausmaßes 
der in den kommenden Jahren zu erwartenden Ver- 
änderungen, von denen in zunehmendem Maße die 
Betriebsleiter erfaßt werden, wird auf die Notwen- 
digkeit verwiesen, auf zusammenhängende Weise 
bereits jetzt geeignete nationale und gemeinschaft- 
liche Interventionsmechanismen, vor allem der Re- 
gionalentwicklung, vorzusehen. 

4. Die vom Rat am 1. Februar 1972 beschlossene 
Reform des Europäischen Sozialfonds muß es ermög- 
lichen, daß ein erheblicher Teil der Maßnahmen 
übernommen wird, die in den Mitgliedstaaten zur 
Umschulung und Wiederbeschäftigung von aus der 
Landwirtschaft abwandernden Personen bestehen 
oder geplant sind. 

Die in Artikel 4 des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 
1971 festgelegten Voraussetzungen für eine Beteili- 
gung des Fonds sind erfüllt. Die unausgewogene 


Beschäftigungslage in der Landwirtschaft droht ein 
solches Ausmaß anzunehmen, daß eine erhebliche 
Anzahl von Personen gezwungen sein wird, ihre 
Beschäftigung aufzugeben, neue Berufskenntnisse 
zu erwerben und mitunter ihren Wohnsitz zu wech- 
seln; all dies rechtfertigt ein Eingreifen der Gemein- 
schaft. 

Der Rat hat sich diese Auffassung zu eigen gemacht, 
als er die im Protokoll seiner Tagung vom 24. März 
1972 niedergelegte Erklärung annahm; darin heißt 
es: „Der Rat beschließt, nach Maßgabe von Artikel 
4 des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 über die 
Reform des Europäischen Sozialfonds bis spätestens 
1. Januar 1973 Maßnahmen anzunehmen, welche die 
Intervention dieses Fonds zugunsten der in der 
Landwirtschaft tätigen Personen ermöglicht, die 
eine Tätigkeit außerhalb der Landwirtschaft ausüben 
wollen". 

Daher schlägt die Kommission in Anwendung von 
Artikel 4 des Ratsbeschlusses über die Reform des 
Europäischen Sozialfonds vor, den Interventionsbe- 
reich des Fonds für die Umstellung von Personen 
zu eröffnen, welche die Landwirtschaft verlassen, um 
eine selbständige oder unselbständige Tätigkeit 
außerhalb der Landwirtschaft auszuüben. Nach ihrer 
Auffassung muß der Zuschuß des Fonds in diesem 
Rahmen für Maßnahmen zugunsten von Landwirten, 
mithelfenden Familienangehörigen und unselbstän- 
dig Tätigen bestimmt sein. 

Der Fonds muß sich auch an Maßnahmen beteiligen, 
welche die Umschulung von Personen zum Ziele ha- 
ben, deren berufliche Tätigkeit unmittelbar durch 
die Entwicklung oder Modernisierung der Land- 
wirtschaft betroffen wird oder davon bedroht ist. 
Diese Personen können für eine andere abhängige 
oder unabhängige Tätigkeit umgeschult werden. 

Hierbei hat der Sozialfonds die Maßnahmen vor- 
rangig zu unterstützen, die im Rahmen eines regio- 
nalen Entwicklungsplans oder einer anderweitigen 
zusammenhängenden Gesamtheit von Investitions- 
vorhaben ein ausschlaggebendes Element der wirt- 
schaftlichen Entfaltung der Regionen ausmachen, in 
denen die landwirtschaftliche Entwicklung das 
Gleichgewicht der Beschäftigungsstruktur am 
schwerwiegendsten in Frage stellt. 

Gerade um dieser Forderung zu entsprechen, sieht 
Artikel 2 des Vorschlags für einen Beschluß vor, daß 
die Maßnahmen ganz oder teilweise zu einem beson- 
deren Programm gehören, das als zusammenhängen- 
des Ganzes die zur Umstellung der betreffenden 
Personen notwendigen Maßnahmen regelt. 

5. Es ist schwer, die Zah] der Personen abzuschät- 
zen, die für eine Umstellung in Betracht kommen. 
Angesichts der Entwicklung der verschiedenen hier 
einwirkenden Faktoren sind mehrere Annahmen 
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möglich. Obgleich sie recht unsicher sind, geben sie 
dennoch eine Größenvorstellung. In der Regel geht 
man davon aus, daß von den Personen, welche die 
Landwirtschaft in den kommenden zehn Jahren ver- 
lassen, 250 000 bis 300 000 für eine Umstellung in- 
frage kommen; die annähernden jährlichen Kosten 
dafür belaufen sich auf 125 bis 150 Millionen RE, 
wovon die Hälfte zu Lasten des Sozialfonds geht. 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates 
über eine Beteiligung des Europäischen Sozialfonds 
an Maßnahmen zugunsten der im Textil- und Bekleidungssektor 

beschäftigten Personen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 1. Februar 
1971 über die Reform des Europäischen Sozialfonds, 
insbesondere auf Artikel 4 *), 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 4 des Beschlusses des Rates vom 
1. Februar 1971 ist es Sache des Rates, auf Vorschlag 
der Kommission die für die Beteiligung des Fonds 
in Frage kommenden Bereiche anzugeben. 

Es ist Sache des Rates, auf Vorschlag der Kom- 
mission gemäß Artikel 4 des Beschlusses des Rates 
vom 1. Februar 1971 gegebenenfalls die Personen- 
gruppen zu bestimmen, die eine selbständige Tätig- 
keit ausüben sollen und zu deren Gunsten Zuschüsse 
des Fonds gewährt werden können. 

Die Durchführungsmodalitäten und die Einzelhei- 
ten für die Arbeitsweise des Fonds sind durch die 
Verordnung EWG Nr. 2396/71 des Rates 2 ) geregelt. 

Die Ungleichgewichte quantitativer und qualita- 
tiver Art, die die Beschäftigungssituation in der 
gesamten Textil- und Bekleidungsindustrie der Ge- 
meinschaft kennzeichnen, sind so beschaffen, daß sie 
für eine große Anzahl von Erwerbstätigen entweder 
einen Wechsel des Arbeitsplatzes und den damit 
verbundenen Erwerb neuer Qualifikationen, teilwei- 
se einen Wohnsitzwechsel oder die Verbesserung 
ihrer Qualifikation oder die Anpassung an die An- 
forderungen des Fortschritts notwendig machen oder 
machen könnten. 

Die vom Rat beschlossene Reform des Europäi- 
schen Sozialfonds bietet die Möglichkeit, zur Über- 
nahme von Aktionen beizutragen, die sich in den 
Mitgliedstaaten entwickeln oder entwickelt werden, 
um die Umschulung und Wiedereingliederung von 
Arbeitnehmern des Textil- und Bekleidungssektors 
zu fördern. 

Für in handwerklichen Textilbetrieben beschäf- 
tigte Personen kann eine Umschulung in unabhängi- 
ge Tätigkeiten ihrer Ausbildung und beruflichen 
Neigung eher entsprechen. 


In den auf Artikel 4 des Beschlusses des Rates 
vom 1. Februar 1971 gestützten Beschlüssen gibt 
der Rat an, für welche der in den Vorschriften nach 
Artikel 127 definierten Arten der Beihilfen die Zu- 
schüsse des Fonds in Anspruch genommen werden 
können - 


HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST: 


Artikel 1 

1. Der Fonds kann gemäß Artikel 4 des Beschlusses 
des Rates vom 1. Februar 1971 bei Aktionen zugun- 
sten der Umstellung und beruflichen Umschulung 
von in der Textilwirtschaft, einschließlich der Che- 
miefaser-Verarbeitung, sowie in der Bekleidungsin- 
dustrie beschäftigten Personen tätig werden, deren 
berufliche Tätigkeit von quantitativen oder qualita- 
tiven Strukturanpassungsmaßnahmen unmittelbar 
betroffen ist oder betroffen zu werden droht und die 
eine abhängige Tätigkeit ausüben sollen. 

2. Auch Maßnahmen zugunsten von Leitern hand- 
werklicher Textilbetriebe, die eine unabhängige 
Tätigkeit ausüben sollen, kommen für eine Betei- 
ligung des Fonds in Frage. 


Artikel 2 

Für eine Beteiligung des Fonds gemäß dieses Be- 
schlusses kommen Beihilfen in Frage, die in der 
durch Verordnung EWG Nr. 2397/71 und Verord- 
nung EWG Nr 112 des Rates aufgestellten Liste 

enthalten sind. 


Artikel 3 

Die Beteiligung des Fonds an Maßnahmen, die aus- 
schließlich zugunsten von in Artikel 1 genannten 
Personen und in Übereinstimmung mit den Bestim- 
mungen dieses Artikels durchgeführt werden, kann 
nicht Gegenstand von Zuschuß anträgen sein, die auf 
Artikel 5 des Beschlusses des Rates vom 1. Februar 
1971 gestützt werden. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 15 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 54 
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Artikel 4 

Dieser Beschluß tritt am fünften Tag nach seiner Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Drudesache VI/3714 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Seit den fünfziger Jahren begegnen die Textil- 
industrie (einschließlich Chemiefaserverarbeitung) 
und die Bekleidungsindustrie der Gemeinschaft 
Schwierigkeiten, die zu einem ständigen Personal- 
abbau geführt haben. Zwischen 1966 und 1970 ging 
allein in der Textilindustrie die Gesamtbeschäftigüng 
von 1 761 000 auf 1 687 800 Personen zurück. 

Diese Schwierigkeiten haben zwei Ursachen: Einer- 
seits hat die Entwicklung neuer Produktionskapazi- 
täten in den Entwicklungsländern der europäischen 
Industrie bestimmtet traditionelle Absatzmärkte ver- 
schlossen, andererseits haben auf technologischer 
Ebene die zunehmende Verwendung von Kunst- 
fasern und die Einführung neuer Produktionsverfah- 
ren diese Industrie von Grund auf umgestaltet, so 
daß die Tendenz besteht, daß sie immer mehr zu 
einer kapitalintensiven Industrie wird. 

In der Baumwoll- und Wollindustrie und in der In- 
dustrie der Pflanzenfasern (außer Baumwolle und 
Leinen) war der Beschäftigungsrückgang am größten. 
So betrug beispielsweise im Verlauf von fünf Jahren 
der Personalabbau in der Baum Wollindustrie durch- 
schnittlich 2,2 v. H. im Jahr, in der Wollindustrie 
4,6 v. H., bei den Hartfasern 2 v. H. und der Jute 
6,1 v.H.. 

2. Ungeachtet der mittels der Umstrukturierung 
bereits erzielten erheblichen Fortschritte ist damit 
zu rechnen, daß sich die Tendenz zur Einschränkung 
der Zahl der Arbeitskräfte im Laufe der kommenden 
Jahre in einem Umfang fortsetzen wird, der min- 
destens dem vergleichbar ist, der die Entwicklung 
der letzten Jahre gekennzeichnet hat. Tatsächlich 
sind mehrere Faktoren geeignet, diese Tendenz zu 
verschärfen und zu beschleunigen, ohne daß es mög- 
lich ist, die im Bereich der Beschäftigung zu erwar- 
tenden Auswirkungen exakt anzugeben. 

Allgemein wird die Handelspolitik der Gemein- 
schaft auch künftig durch eine fortschreitende Öff- 
nung des Marktes für die Einfuhren aus den Dritt- 
ländern und insbesondere aus den Entwicklungs- 
ländern gekennzeichnet sein. Für Textilwaren und 
Bekleidung hat sich diese Ausrichtung der allgemei- 
nen Politik bestätigt, wie dies unter anderem die 
Ergebnisse der multilateralen Verhandlungen 
(Kennedy-Runde) und der kürzlich erfolgte Beschluß 
der Gemeinschaft zeigen, die Textilwirtschaft in die 
Angebote der allgemeinen Präferenzen für die Ent- 
wicklungsländer einzubeziehen. 

In ihren Orientierungen der Sektorpolitik bestätigt 
die Kommission, daß die Entwicklung der Textilwirt- 
schaft zu hinreichender Wettbewerbsfähigkeit auf 
der Ebene der Unternehmen die Fortsetzung, ja die 
Beschleunigung der bereits eingeleiteten Umstruk- 
turierungsbewegung erfordert. Denn die mit der An- 
wendung neuer Technologien verbundenen Konzen- 
trations- und Umstellungsmaßnahmen sowie der Ab- 


bau veralteter Maschinen sind geeignet, tiefgreifen- 
de Veränderungen im Bereich der Beschäftigung zu 
verursachen. Der für die kommenden Jahre erwar- 
tete Rhythmus der Produktivitätszunahme wird auf 
jeden Fall und trotz der mäßigen Erhöhung der Pro- 
duktion zu einem Abbau von Arbeitskräften führen. 

3. Angesichts dieser tiefgreifenden Veränderüngen 
treten die spezifischen Beschäftigungsprobleme im 
Textilsektor unter zwei Aspekten auf. 

Einerseits wird der Personalabbau in diesem ge- 
samten Wirtschaftsbereich ■ erheblich bleiben. Dies 
macht jetzt und in Zukunft auf der Ebene der Unter- 
nehmen wie auf der Ebene der verschiedenen Wirt- 
schaftszweige die Aufstellung entsprechender Um- 
stellungsprogramme erforderlich, die geeignet sind, 
das Ausscheiden, die Wiedereingliederung und die 
Umsetzung der freigesetzten Arbeitskräfte sowohl 
innerhalb der Textilindustrie als auch nach anderen 
Wirtschaftstätigkeiten zu erleichtern. Die Entwick- 
lung kann sich jedoch sehr ungleichmäßig auf die 
verschiedenen Gebiete und Arbeitnehmergruppen 
auswirken, insbesondere je nach Wettbewerbsstel- 
lung und Anpassungsfähigkeit der Wirtschaftszwei- 
ge, nach Art und Umfang des Unternehmens sowie 
dem Konzentrationsgrad der in der Textilindustrie 
Beschäftigten und der Bevölkerung. 

Damit die Umstellungsvorhaben jedoch wirksam 
durchgeführt werden, sind sie sehr elastisch zu hand- 
haben und an die sich auf den besonderen Verhält- 
nissen ergebenden Bedürfnisse anzupassen. 

Außerdem ergeben sich akute Probleme, die mit den 
internen Bedürfnissen der Textilindustrie Zusammen- 
hängen. Parallel zu der Bewegung eines allgemeinen 
Personalabbaus zeigt sich ein Mangel an Arbeits^ 
kräften - insbesondere an Technikern und Führungs- 
kräften - infolge einer zunehmenden Abneigung 
gegenüber der Textilindustrie. Zu diesen quantita- 
tiven Schwächen kommen qualitative Unzulänglich- 
keiten hinzu, die insbesondere auf den Strukturwan- 
del und sogar das Verschwinden der traditionellen 
Textilberufe und auf die mangelnde Eignung der 
Berufsausbildungssysteme für die Erfordernisse des 
„neuen Zeitalters" der Textilwirtschaft zurückzu- 
führen sind. Diese verschiedenen Behinderungen er- 
fordern auf der Ebene der Information, der nach- 
schulischen Fortbildung und der Anpassung qler Be- 
rufskenntnisse dynamische Maßnahmen, mit denen 
die zukunftsreichsten Tätigkeiten der Textilindustrie 
entwickelt werden können. Soweit erforderlich, wer- 
den diese Maßnahmen von Programmen zur Um- 
stellung und Modernisierung der Ausrüstung beglei- 
tet. Diese Programme werden mit Hilfe der verschie- 
denen Finanzierungsinstrumente, insbesondere auf 
dem Gebiet der Regionalentwicklung, über welche 
die Kommission verfügt, oder verfügen wird, ver- 
wirklicht. 
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4. Der erneuerte Europäische Sozialfonds bietet sei- 
nerseits im Rahmen der in Artikel 4 des Beschlusses 
des Rates vom 1. Februar 1971 bezeichneten Beteili- 
gung die Mittel zu einer entscheidenden Ergänzung 
der Maßnahmen, die sowohl in den Mitgliedstaaten 
als auch auf Gemeinschaftsebene mit dem Ziel ge- 
troffen worden sind, die Umstellung und die beruf- 
liche Umschulung der Arbeitskräfte des Textil- und 
Bekleidungssektors zu erleichtern. 

Die Ungleichgewichte quantitativer und qualitativer 
Art, die die Beschäftigungssituation in der Textil- 
industrie kennzeichnen und die sich im Lauf der 
nächsten Jahre zu verschlimmern drohen, sind so 
geartet, daß sie für eine große Anzahl von Arbeits- 
kräften einen Wechsel des Arbeitsplatzes, den Er- 
werb neuer Qualifikationen oder einen Wohnsitz- 
wechsel notwendig machen oder machen könnten. 

Diese Entwicklung bedroht ganze Zweige der Tex- 
tilindustrie in sämtlichen Ländern der Gemeinschaft 
und rechtfertigt so durch ihr Ausmaß eine besondere 
gemeinschaftliche Aktion, um eine bessere Abstim- 
mung zwischen Arbeitskräfteangebot und -nach- 
frage zu gewährleisten. Diese Ungleichgewichte sind 
weitgehend die Folge von Maßnahmen der gemein- 
schaftlichen Sektorpolitik und der vor kurzem vom 
Rat im Bereich der Handelspolitik beschlossenen 
Orientierungen. Die für die Durchführung von Arti- 


kel 4 erforderlichen Voraussetzungen sind somit er- 
füllt. 

5. In Durchführung dieses Artikels schlägt die Kom- 
mission dem Rat vor, die Programme oder Aktivi- 
täten, mit denen die Umstellung und die berufliche 
Umschulung der im Textilsektor (einschließlich der 
Chemiefaserverarbeitung) und in der Bekleidungs- 
industrie Beschäftigten erleichtert werden sollen, in 
die Maßnahmen des Fonds einzubeziehen. 

6. Die Kommission schlägt jedoch vor, die Möglich- 
keiten für Zuschüsse aus dem Fonds zu ergänzen, 
um den besonderen Bedürfnissen bestimmter länd- 
licher oder halbländlicher Textilgebiete besser Rech- 
nung zu tragen, in denen die Wiederbeschäftigungs- 
möglichkeiten sehr begrenzt sind und das Informa- 
tionsniveau sehr unzureichend ist, insbesondere in- 
folge der geringen Größe der Unternehmen und 
einer vielfach ziemlich mittelmäßigen sozio-kultu- 
rellen Umwelt. 

Deshalb ist es erforderlich, die Zuschüsse aus dem 
Fonds auf die Leiter handwerklicher Betriebe auszu- 
dehnen, die in einer selbständigen Tätigkeit eine 
Wiederbeschäftigung finden können. Es wäre näm- 
lich ungerecht, aus der Beteiligung des Fonds die 
Maßnahmen auszuschließen, welche diesen Perso- 
nen eine Umschulung in unabhängige, ihrer Ausbil- 
dung und ihren beruflichen Neigungen eher entspre- 
chende Beschäftigungen erleichtern würden. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2397/71 des Rates 
über die Beihilfen, zu denen Zuschüsse aus dem Europäischen 
Sozialfonds gewährt werden können 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr, 2396/71 
des Rates vom 8. November 1971 zur Durchführung 
des Beschlusses des Rates vom 1. Februar 1971 über 
die Reform des Europäischen Sozialfonds 1 ), insbe- 
sondere Artikel 3, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Liste der Beihilfen zur Durchführung von Maß- 
nahmen, zu denen der Fonds gemäß Artikel 4 des 
Beschlusses des Rates vom 1. Februar 1971 2 ) über 
die Reform des Europäischen Sozialfonds Zuschüsse 
gewähren kann, ist mit Verordnung (EWG) Nr. 2397/ 
71 des Rates aufgestellt worden. 

Diese Liste muß ergänzt werden durch Beihilfen 
zur Aufrechterhaltung des Einkommens für solche 
Personen, die aus der Landwirtschaft abgewandert 
sind, um eine außerlandwirtschaftliche Tätigkeit aus- 
zuüben und die im Anschluß an ihre Berufsumschu- 
lung auf der Suche nach einer Beschäftigung sind, 
sowie Beihilfen, die dazu bestimmt sind, die Tätig- 
keit von in ländlichen oder halbländlichen Textil- 
gebieten wirkenden sozio-ökonomischen Informa- 
tionsstellen zu fördern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Liste der in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2396/71 vorgesehenen Beihilfen, zu de- 
nen Zuschüsse des Fonds nach Artikel 4 des Be- 
schlusses des Rates vom 1. Februar 1971 gewährt 
werden können, wird wie folgt ergänzt: 

Dl- Beihilfen zur Erleichterung der Berufsumschu- 
lung und Wiederbeschäftigung in bestimmten, 
besonderen Sektoren und zur Deckung der fol- 
genden Ausgaben: 


D 10 - Ausgaben, die notwendig sind, wäh- 
rend eines Zeitraums von höchstens 
sechs Monaten das Einkommen der 
Personen zu sichern, die aus der Land- 
wirtschaft abgewandert sind, um eine 
außerlandwirtschaftliche Tätigkeit 
auszuüben und im Anschluß an ihre 
Berufsumschulung auf der Suche nach 
einer Beschäftigung sind; 

Dil- Ausgaben, die notwendig sind, die Tä- 
tigkeit von in ländlichen oder halb- 
ländlichen Gebieten wirkenden sozio- 
ökonomischen Informationsstellen zu 
fördern, deren Aufgabe darin besteht, 
die im Textil- und Bekleidungssektor 
tätigen Personen in bezug auf die Aus- 
richtung ihrer Berufstätigkeit, die 
Fortbildungs- und Umstellungsmög- 
lichkeiten zu beraten. 

Artikel 2 

Für die in Artikel 1 vorgesehenen Beihilfen setzt die 
Kommission gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2397/71 den Höchstbetrag für den 
Zuschuß des Fonds fest und bestimmt ein Verfahren 
zur Berechnung der Ausgaben, an denen sich der 
Fonds beteiligt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem 
die Beschlüsse des Rates über die Beteiligung des 
Fonds zugunsten der Personen, die aus der Landwirt- 
schaft abwandern, um eine außerlandwirtschaftliche 
Tätigkeit auszuüben und der im Textil- und Beklei- 
dungssektor beschäftigten Personen wirksam wer- 
den. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 54 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 15 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Das quantitative und qualitative Ungleichge- 
wicht, von dem die Beschäftigungslage in der Land- 
wirtschaft und in der Textil- und Bekleidungsindu- 
strie gekennzeichnet ist, haben die Kommission ver- 
anlaßt, dem Rat auf Grund von Artikel 4 des Rats- 
beschlusses vom 1. Februar 1971 über die Reform 
des Europäischen Sozialfonds vorzuschlagen, zwei 
Beschlüsse über die Gewährung von Zuschüssen aus 
dem Fonds zugunsten von Personen zu fassen, die 
aus der Landwirtschaft abwandern, um eine außer- 
landwirtschaftliche Tätigkeit auszuüben, sowie für 
Personen, die im Textil- und Bekleidungssektor 
beschäftigt sind. 

Nach Ansicht der Kommission beinhalten die mit 
diesen beiden Vorlagen angestrebten Ziele, daß nicht 
nur alle in der durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2397/71 des Rates aufgestellten Liste aufgeführten 
Beihilfen für Zuschüsse aus dem Fonds in Betracht 
kommen, sondern auch die Notwendigkeit, diese 
Liste zu ergänzen. 

Es kommt nämlich in ländlichen Gebieten häufig vor, 
daß aus verschiedenen Gründen, darunter unzuläng- 
liche Unterrichtung über offene Stellen, vorüberge- 
hende Verhinderung, einen Ortswechsel vorzuneh- 
men, Verzögerungen bei der Ansiedlung von Unter- 
nehmen oder bei der Einrichtung von Arbeitsplätzen 
kein Anschluß zwischen dem Ende der Umschulungs- 
zeit und dem Beginn einer neuen Beschäftigung 
besteht. 

2. Diese Situation wäre für die Personen, die die 
Landwirtschaft verlassen oder für solche, deren Be- 
rufstätigkeit von der Entwicklung oder der Moder- 
nisierung der landwirtschaftlichen Tätigkeit unmit- 
telbar betroffen ist, umso abträglicher, als unter 
ihnen die Zahl derjenigen groß ist, die wegen auf- 
genommener Darlehen verschuldet sind oder die 


sich keine ausreichende Geldreserve anlegen konn- 
ten und deshalb Gefahr laufen, nicht warten zu 
können, bis ihnen in ihrer Gegend die Beschäftigung 
angeboten wird, auf die sie sich vorbereitet haben. 
Infolgedessen würden sie resigniert mit einer Tätig- 
keit vorlieb nehmen, für die keine Berufskenntnisse 
vorausgesetzt werden, oder aber sie verlassen die 
Region. Im ersteren Falle wäre die Umschulung ver- 
gebens gewesen, im zweiten wäre die Politik der 
Bereitstellung gleichwertiger Arbeitsplätze verfehlt. 
Deshalb ist es notwendig, Beihilfen vorzusehen, um 
den Personen, die unmittelbar nach dem Abschluß 
ihrer Umschulung auf einen neuen Arbeitsplatz war- 
ten, ihr Einkommen zu erhalten. 

3. Im Textil- und Bekleidungssektor wird die Wie- 
derbeschäftigung und die Umschulung der Arbeit- 
nehmer durch die unzureichende sozio-ökonomische 
Information in den ländlichen oder halbländlichen 
Gebieten behindert. 

Eine Beihilfe zur Förderung der Tätigkeit von Stel- 
len, die damit beauftragt sind, die in diesem Sektor 
beschäftigten Personen über die Ausrichtung ihrer 
beruflichen Tätigkeit sowie über die Möglichkeiten 
einer Umstellung und einer beruflichen Fortbildung 
zu beraten, würde es diesem Personenkreis ermög- 
lichen, in den Genuß ähnlicher Vergünstigungen zu 
erlangen, wie sie in den gleichen Gebieten bereits 
für Arbeitnehmer der Landwirtschaft gewährt wer- 
den; eine solche Beihilfe würde einen nicht zu un- 
terschätzenden Faktor für eine Politik der Umstel- 
lung und Qualifikation darstellen. 

Deshalb schlägt die Kommission dem Rat vor, die 
durch Verordnung (EWG) Nr. 2397/71 des Rates auf- 
gestellte Liste durch diese beiden Beihilfearten zu 
ergänzen. 
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